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Reform der Forſtgeſetzgebung und die Frage der Waldrodungen— 

Mittheilungen aus der Praxis. 

Com petenz der politiſchen Behörde (nicht des Civilrichters) hinſichtlich der Eutſckei⸗ 
dung über die Richtigkeit und Zifferhohe von Mauthgebührenrückſtanden. 

Perſonalien. 


Erledigungen. 


Reform der Forſtgeſetzgehung und die Frage der 
Waldrodungen. 


Das Ackerbau-Miniſterium hat mittelſt Rundſchreiben vom 
30. April 1875, 3. 1905, wegen allfälliger Reviſion des Forſt⸗ 
geſetzes verſchiedene Fragen an Behörden und Corporationen gerichtet. 
Von den Antworten und Aeußerungen, welche bisher eingelaufen 
ſind, iſt eine, nämlich die des Reichsforſtvereins zu Wien, in der 
Weſſely'ſchen Monatsſchrift für Forſtweſen (Auguſt-September⸗ Heft 
1875) abgedruckt. Wir entnehmen daraus einige Bemerkungen erſtlich 
zu der Frage, ob überhaupt die Forſtgeſetzgebung refor⸗ 
mirt werden ſoll, ſodann zur Frage der Waldrodungen. 

In erſterer Beziehung jagt das Gutachten des Reichsforſt⸗ 
vereines: 


Nicht jede Umarbeitung eines beſtehenden Geſetzes iſt zugleich 
auch ein Fortſchritt, und ein raſcher Wechſel in der Geſetzgebung iſt nicht 
ſelten mit Nachtheilen verbunden. Als ein bedauerlicher Rückſchritt müßte 
es insbeſondere bezeichnet werden, wenn an die Stelle unſeres dermaligen 
einheitlichen Forſtgeſetzes und feiner einheitlichen Durchführungsnormen 
eine bunte Reihe von Geſetzen und Verordnungen, theils nach Ländern, 
theils nach Materien zerſplittert, treten würde. 


Das dermalige einheitliche Forſtgeſetz war ein einigendes Band 
unter den öſterreichiſchen Forſtwirthen, welches denſelben zugleich auch 
das Studium, die Ablegung der Prüfungen, den Uebertritt aus einem 
Lande in ein anderes, das Wirken in verſchiedenen Ländern weſentlich 
erleichterte. Das größere Geltungsgebiet hat demſelben eine reichere 


ſetzgebung über Schutz- und Bannwaldungen u. 


Waldgrundes zu anderen Zwecken als zur Hol 


Literatur, eine beſſere Ausbildung durch Wiſſenſchaft und Praxis und 
manche andere Vortheile verſchafft, deren die auf einzelne Länder 


beſchränkten Geſetze und Verordnungen entbehren. Die Vortheile 
größerer Geltungsgebiete und einheitlicher, zuſammenfaſſender Geſetze, 
welche die Juriſten, die Kaufleute längſt erkannt haben, ſind heute 
auch den Forſtwirthen nicht mehr unbekannt, und gerade aus dieſen 
Kreiſen wurden viele Stimmen ſelbſt nach einer internationalen Ge⸗ 
dgl. laut. Am 
wenigſten mag man ſich jenem in neuerer Zeit aufgetauchten Zwitter⸗ 
ſyſteme anvertrauen, welches ohne allen inneren Grund zuſammen— 


gehörige Geſetzesmaterien, ja ſelbſt einzelne Geſetzesbeſtimmungen in 


zwei Theile ſpaltet, um den einen der Reichs-, den andern der Landes— 
geſetzgebung zu überweiſen, fo daß das eine Geſetz ohne das andere 
nicht mehr verſtändlich und nicht mehr durchführbar iſt Gern wird 
man wieder nach jener älteren bewährten Methode zurückgreifen, der 
auch das Forſtgeſetz vom Jahre 1852, unſer allgemeines bürgerliches 
Geſetzbuch und andere unſerer beſten Geſetze huldigen, nämlich größere, 
zuſammengehörige Geſetzesgegenſtände in größeren, einheitlich geord⸗ 
neten, wiſſenſchaftlich wohl erwogenen Geſetzeswerken zur Darſtellung 
zu bringen, Einzelnes den Durchführungsverordnungen zu überlaſſen, 
die Landesgeſetzgebung aber nur dort anzuwenden, wo weſentliche pro⸗ 
vinzielle Verſchiedenheiten, denen die Reichsgeſetzgebung und die Ver⸗ 


. 24 1 4 m * 727 
rdnnng nicht gerecht werden können, einen ſolchen Vorgang erbeiſchen. 
Daß auch dann noch, ſowie weiter in der Bewilligung der Subven⸗ 


tionen, Herſtellung der Einrichtungen für forſtlichen Unterricht, für 
Aufforſtungen u. dgl. der Landesgeſetzgebung ein ausgedehntes Feld 
zur Hebung der Landesforſteultur übrig bleibt, kann Niemand be— 
zweifeln. 

Auf die zweitangedentete Frage, nämlich: 

Welche Aenderungen wären an den Beſtimmungen des $ 2 
des gegenwärtigen Forſtgeſetzes betreffend die Verwendung des 
zzucht (Rodung), vor⸗ 
zunehmen? 

antwortet der Reichsforſtverein, wie folgt: 

Viele Staaten überlaſſen es dem Ermeſſen der Grundeigenthü⸗ 
mer, in welcher Culturart ſie ihre Grundſtücke benützen wollen, fie 
gehen dabet von der Anſchauung aus, daß diejenige Culturart, welche 
dem Eigenthümer nachhaltig den hoͤchſten Reinertrag abwirft, und 
die er daher ſchließlich ſeldhſt wählt, auch den volkswirthſchaftlichen 
Intereſſen am meiſten entſpricht, während die der Rodung etwa ent⸗ 
gegenſtehenden Rechte dritter Perſonen dem Schutze durch die Civil⸗ 
geſetze überlaſſen bleiben, hält man die national-öfonomtichen Vor⸗ 
theile, welche aus der freien Benützung des Eigenthums unläugbar 
ſich ergeben, für größer, als die Nachtheile aus einem hie und da 


vorkommenden Mißbrauch jener freien Benützung. Aus dieſen Grün— 


den hat man z. B. in Preußen ſchon durch die Culturedicte von 
1807 die früheren Beſchränkungen der Privatwaldwirthſchaft durch 
Rodungsverbote u. dgl. beſeitigt, und hält auch heute noch dieſe Frei⸗ 
heit der Privatwirthſchaft — allerdings auch geſtützt auf einen ſehr 
ausgedehnten und wohlgepflegten Beſitz an Staats- und Gemeinde⸗ 
forſten aufrecht. 


Es läßt ſich aber nicht verkennen, daß in Bezug auf Waldro⸗ 
dung doch auch in einzelnen, wenn auch nicht allzu häufigen Fällen, 
die Privatintereſſen mit den öffentlichen Intereſſen nicht übereinſtimmen; 
noch viel häufiger ſind derzeit aber noch die Fälle, in welchen in 
Bezug auf Waldbehandlung die Eigenthümer ihr eigenes Intereſſe 
nicht richtig beurtheilen; am häufigſten aber iſt es die Geldnotb, 
dieſer gefährlichſte Feind einer guten Waldeultur, welche hier den 
Großgrundbeſitzer, dort den Beſitzer des Kleinwaldes veraulaßt, kaum 
hiebreiſe Beſtände in ausgedehnten Kahlbieben ſelbſt auf Stellen, die 
nach der Entwaldung entweder für immer ſteril bleiben, oder doch 
der Wiederbewaldung kaum zu bewältigende Schwierigkeiten entgegen— 
ſtellen, abzubolzen unter dem Vorwande, den Grund zu roden und 
ſelbſt den Schutz- und Bannwald nicht zu ſchonen Der drückenden 
Geldnotb, welche in unſerer Zeit mehr und häufiger als jemals in 
früherer Zeit den Grundbeſitz in das Gedränge bringt, können weder 
die auf forſtliche Einſicht geſtützten Vorſtellungen des Wirthſchafts— 
perſonals des Großgrundbeſitzes, noch der conſervative Sinn der 
Bauern in der Erhaltung der zum Gute gehörigen, für den Wirth— 
ſchaftsbetrteb unentbehrlichen Waldungen auf die Dauer Widerſtand 
leiſten. 

Die Häufigkeit ſolcher Fälle gefährdet das öffentliche Intereſſe, 
daher einſchränkende Beſtimmungen über die Waldrodung derzeit 
wohl nech in keinem der öſterreichiſchen Länder entbehrt werden 
können. Die Frage jedoch, wie weit die Einſchräukungen zu gehen 
baben, wie ſie geſetzlich feſtzuſtellen, noch mehr aber, wie ſie praktiſch 
durchzuführen find, ohne daß die Nachtheile derſelben größer werden 
als ihre Vortheile, wird ſtets große Schwierigkeiten bieten. 

Zwiſchen den Vorſchlägen des böhmiſchen Forſtgeſetzentwurfes“ ), 
welcher die Vorſchriften über Rodung zu verſchaͤrfen ſucht, und jenen 
dez niederöſterreichiſchen ““), welcher ſie zu erleichtern wünſcht, dann 
dem Majoritätsvotum des Reichsforſtvereins vom Jahre 1869, ſteht 
das dermalige Forſtgeſetz § 2 etwa in der Mitte. 

Was insbeſondere den böhmiſchen Forſtgeſetzentwurf betrifft, ſo 
darf bei aller Anerkennung, welche dieſes mit Fleiß und Sachkennt⸗ 
nik behandelte Operat wegen des warmen Eifers für die forſtlichen 
Jutereſſen verdient, doch nicht verkannt werden, daß der forſtliche 
Eifer bei einzelnen Beſtimmungen über das Ziel hinaus ſchießt, 
welches ein harmoniſches Zuſamenfaſſen aller hier zu beachtenden 
Momente geſteckt haben würde. Als ſolche nicht genug beachtete Mo— 
mente erſcheinen insbeſondere die Rückſicht auf andere gleich wichtige 
Zweige der Volkswirthſchaft, die Beachtung der Bedürfniſſe, Wirth⸗ 
ſchaftszwecke und Mittel der kleinen Waldbeſitzer, hie und da auch 
die juriſtiſchen Momente, insbeſondere die Rückſicht auf beſtehende 
wohl erworbene Rechte und auf andere mit der forſtlichen Geſetzge— 
bung zwar verwandte, aber nicht in dieſelbe einzubeziehende Gejeßes- 
gebiete. 

Was zunächſt die Rodungsfrage betrifft, fo enthält der Ent—⸗ 
wurf manche Beſtimmungen, welche au ſich oder bei einer nicht ſehr 
vorſichtig einſchränkenden Auslegung bedenklich erſcheinen mögen. 
Derſelbe begnügt ſich nicht damit, zu verlangen, daß öffentliche Rück— 
ſichten der Rodung nicht entgegenftehen, er will die Rodung über- 
haupt nur in drei Fällen bewilligen. Die Frage, ob die Waldſtrecke 
ſich andauernd beſſer zu Acker, Garten, Wieſe oder Weinland eigne, 
überläßt derſelbe nicht der Beurtheilung des Beſitzers, ſondern der der 
Sachverſtändigen und der Behörden; er verlangt ſogar, daß der 
Waldbeſitzer an Stelle der zu rodenden Waldſtrecke anderes Cultur— 
land in gleicher Größe der Holzzucht bereits mit Erfolg zugewendet 
habe — was wohl hie und da einem Großbeſitzer, ſelten aber einem 
Kleinbefitzer möglich iſt. Die Rodung iſt unterſagt, wenn der Wald— 
boden in Hutweide umgewandelt werden ſoll, ferner nicht bloß auf 
Bergkuppen und ſteilen Lehuen, ſondern auch auf Höhenzügen, auf 
vereinzelt oder gruppirt im Flachland ſtehenden Bergen — endlich 
ſogar in Fallen, wo „Rückſichten der Forſteultur“ zur Geltung ge— 
langen. Da jede Rodung die Forſtcultur auf dem gerodeten Boden 
ſelbſtverſtändlich ausſchließt, fo wäre eigentlich mit letzterer Alinea 
ein unbedingtes Verbot jeder Rodung ausgeſprochen, was aber gewiß 
nicht im Sinne des Entwurfes liegt. 


) Ein dem Rundſchreiben des Ackerbau⸗Miniſteriums beigeſchloſſener Entwurf 
des bohm. Landesculturrathes betreffend ein neues Landesforſtgeſetz. 
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Das Verfahren bei Rodungsbewilligungen tt in dieſem Ent⸗ 
wurfe ſehr erſchwert und koſtſpielig, da nicht bloß das Gutachten 
des Forſteommiſſärs und nöthigenfalls anderer Sachverſtändiger ein— 
zuholen iſt, ſondern auch ein gegründeter Antrag der politiſchen Be— 
zirksbehörde, bei Gemeindewäldern das Gutachten der Bezirksver— 
tretung und endlich noch die Bewilligung der Statthalterei. Dieſe 
verſchiedenen Organe ſind ſelbſtverſtändlich berechtigt, theilweiſe ver 
pflichtet, Commiſſionen abzuhalten, um hierauf ihre Amtshandlungen 
zu gründen Dazu kommen noch die ungewöhnlich ſtrengen Beſtim— 
mungen über die Wiederaufforſtung und die hohen Geldſtrafen, welche 
die Exiſtenz gar maucher Bauernfamilie gefährden würden. 

Nach dem Majoritätsvotum des Reichsforſtvereins vom Jahre 
1869 ſollte das Rodungsverbot gänzlich entfallen, und durch aus— 
gedehnte Bannlegungen erſetzt werden; das Minoritätsvotum dagegen 
iſt der Anſicht, daß das Syſtem ausgedehnter Bannlegungen nur 
ſchwer durchführbar ſei, daß eine detaillirte Kataſtrirung der Bann⸗ 
wälder vorausgehen müſſe und daß dasſelbe zahlreiche Arbeitskräfte, 
Zeit und Geld zur Durchführung erheiſche, es ſollen daher die bis— 
herigen Beſtimmungen über die Rodung, welche eine Unterſuchung 
und Bewilligung von Fall zu Fall vorschreiben, im Allgemeinen auf- 
recht bleiben, die Rodung jedoch nach Möglichkeit erleichtert und 
Fall für Fall nach Zuläſſigkeit bewilligt werden. Beide Voten ſtimmen 
überein in der Tendenz, daß die Rodungsvorſchriften des gegenwär— 
tigen Geſetzes nicht zu verſchärfen ſeien. 

Eine eingehende Erörterung verdient nun zunächſt die Frage, 
ob es zweckmäßiger jet, nach dem Vorgange unſeres dermaligen Forft- 
geſetzes die Beurtheilung, ob öffentliche Rückſichten die Rodung zu— 
laſſen, einer Behörde von Fall zu Fall zu überlaſſen, oder im 
Geſetze dafür beſtimmte Regeln aufzuſtellen. So groß die Vortheile 
des letzteren Vorganges ſein mögen, ſo laſſen ſich doch auch die 
Schwierigkeiten nicht verkennen, welche demſelben ſowohl im Allge— 
meinen, als ſpeciell unter den dermaligen Verhältniſſen in Oeſter— 
reich entgegenſtehen. Allgemeine Regeln werden in ihrer Auwendung 
eine Menge von Ausuahmen zur Nothwendigkeit machen, ſo daß die 
Behörde zuletzt doch wieder nur nach vernüftigem, ſachverſtändigem 
Ermeſſen von Fall zu Fall wird entſcheiden müffen; die Regen wer- 
deu ängſtliche, oder träge Behörden verleiten ſich jeder ſolchen Be— 
urtheilung zu entſchlagen und Rodungsverbote, wo ſie nicht am Platze 
ſind, zur Folge haben, wodurch der allgemeinen Cultur und den be— 
rechtigten Intereſſen der einzelnen Grundbeſitzer Nachtheile zugehen. 

Eher noch als eine Specialiſirung der Regeln, wann die Ro— 
dung zu verbieten ſei, würden ſich nach dem niederöſterreichiſchen Vor— 
ſchlage Normen darüber empfehlen, wann die Bewilligung nicht 
verſagt werden darf, obgleich auch ſolche Normen häufig das Gegen— 
theil von dem bewirken, was ſie beabſichtigen. 

Seit dem Jahre 1869 hat das Ackerbauminiſterium in allen 
öſterreichiſchen Ländern Forſtinſpectoren, in vielen derſelben auch 
Forſteommiſſäre als landesfürſtliche Beamte beſtellt; es tft ferner, wo 
es thunlich erſcheint, die Gewinnung von Privatforſtwirthen zur Aus⸗ 
führung forſtpolizeilicher und forſteultureller ſtaatlicher Maßregeln 
angebahnt und theilweiſe ausgeführt, es werden in allen öſterreichi⸗ 
ſchen Ländern forſtliche Durchforſchungen ſämmtlicher Waldungen nach 
ihren wichtigeren forſtlichen und insbeſondere forſtpolizeilichen Momen— 
ten durch dieſe Forſttechniker vorgenommen, deren Ziel es insbeſondere 
auch iſt, alle Schutz- und Bannwaldungen, deren Beſtand und Er- 
haltung im allgemeinen Wohlfahrtsintereſſe oder für ſpecielle Rechte 
und Intereſſen nothwendig iſt, zu ermitteln, den Wirthſchaftsbetrieb 
für dieſelben nach den geſetzlichen Vorſchriften (89 6, 7 Forſtgeſetz) 
oder durch ſpecielle Normen ($ 19) feſtzuſtellen, und durch Wald⸗ 
kataſter und forſtliche Ueberſichtskarten bleibend in Evidenz zu 
halten, es iſt hierüber eine ausführliche Durchführungsverordnung 
erlaſſen. ö 

Durch die Einleitung dieſer Maßregeln ſtrebt das Ackerbau— 
miniſterium offenbar jenem Ziele zu, welches das Majoritätsvotum 
des Reichsforſtvereins ſchon im Jahre 1869 bezeichnete; ſucht es 
aber zu erreichen auf jenem vorſichtigen Wege, den das Minoritäts⸗ 
votum als den dermaligen Verhältniſſen entſprechend erkannte. 

Werden die jetzt vom Ackerbauminiſterium eingeleiteten Maß⸗ 
regeln beharrlich durchgeführt, dann werden in wenigen Jahren in 
den meiſten Ländern die Bann⸗ und Schutzwaldungen, die Einforſtungs⸗, 


Ein von der niederöſterreichiſchen Statthalterei verfaßter Forſtgeſetzentwurf. Gemeinde- und Gemeinſchafts⸗ und ähnliche Waldungen, für welche 


mittelſt der Gelege oder beſonderer Normen ein nachhaltiger 
Wirthſchaftsbetrieb und ſonſtige Wirthſchaftsregeln vorzuſchreiben find, 
ermittelt und die erwähnten Regeln und Aufſichtsorgane aufgeſtellt 
fein; es werden die Waldkataſter, die von Zeit zu Zeit zu wieder⸗ 
holenden forſttichen Durchforſchungen, die erſt einzuführenden und mit 
Eifer zu pflegenden ſtatiſtiſchen Erhebungen und Nachweiſungen das 
Materiale liefern, welches nothwendig iſt zur ſicheren Beurtheilung, 
ob es dann möglich fein wird, das allgemeine Rodungsverbot 
fallen zu laſſen und dasſelbe auf beſtimmte Waldungen zu 
beſchränken. 

Derzeit möchte aber die Beantwortung einer ſolchen Frage noch 
als verfrüht erſcheinen, da nicht bloß im Allgemeinen, ſondern ſelbſt 
auch in jedem einzelnen Lande derzeit noch die Meinungen hierüber 
allzuweit auseinander gehen. 

Im Allgemeinen erlaubt ſich der Reichsforſtverein über die 
Rodungsfrage noch Folgendes zu bemerken: 

Strenge Rodungsverbote find zwar dort mit wenig Beläſti— 
gung und Beſchädigung verbunden, wo ein bedeutender, regelmäßig 
beſtandener und ohnehin zu dauernder forſtlicher Bewirthſchaftung 
beſtimmter Compler in Frage ſteht; fie können aber ſehr empfind— 
lich werden bei kleineren Parcellen, deren Nutzung ohne kahlen Ab— 
trieb bisweilen ſchwer fällt, und deren Verkaufswerth durch die Un⸗ 
zuläſſigkeit der Rodung oft ſehr herabgedrückt wird. — Je kleiner 
der Waldbeſitz, um ſo empfindlicher iſt das Rodungsverbot, obgleich 
wieder umgekehrt die Rodung kleiner Parcellen eher geſtattet werden 
lch i. da ſie in der Regel für die allgemeine Cultur minder bedenk— 
ich iſt. 

In unſerer Zeit, wo die Grundbeſitzer im Allgemeinen, ins⸗ 
beſondere aber die Kleinbeſitzer, mit ſo großen Schwierigkeiten zu 
kämpfen haben, um unter den ſtetig zunehmenden öffentlichen Laſten 
aller Art, den ſtets ſich vermehrenden Perſonal- und Real⸗Schulden 
den theuren Arbeitslöhnen, der durch die neuen Verkehrsmittel ge- 
ſchaffenen Concurrenz der wohlfeil producirenden Landwirthſchaft 
anderer Lander u. f. w. ſich vor Nothſtand zu bewahren, muß wohl 
mit Aengſtlichkeit jede unnöthige Schranke vermieden werden, durch 
welche namentlich der unbemittelte Grundbeſitzer an der freien Be— 
nugung ſeines Grundes gehindert wird. Strenge Rodungsverbote 
ſind häufig ein Hindernis der Aufforſtung. Man forſtet nicht auf, 
wenn man ſpäter die freie Benützung aufgeforſteter Gründe verliert; 
je mehr der Wald durch Rodungsverbote auf Culturboden erhalten 
wird, deſte weniger wird er auf abſolutem Waldboden gepflegt; wo 
man durch Rodungen nicht höhere Erträgniſſe gewinnen kann, fehlen 
oft die Mittel zur Aufforſtung anderer Grundſtücke. Dieſe Gründe 
ſprechen gegen jede Verſchärfung des Rodungsverbotes. 

Dagegen läßt ſich als ein Grund für die Beibehaltung der 
dermaligen Beſtimmungen über die Rodung anführen, daß dieſelben 
bereits ſeit einer langen Reihe von Jahren beſtehen, daß ſich die 
Waſdbeſiter allmälig daran gewöhnt haben und daß ihnen keine 
Neuerung aufgelegt wird, wozu man gewöhnlich auch noch den Grund 
anführt, daß ſich die Waldbeſitzer auch nicht über Vermögensbeſchädi⸗ 
gung beklagen können, weil ſie ihre Wälder bereits unter der Herr— 
ſchaft des Rodungsverbotes übernommen haben. 

Nach dem dermaligen Geſetze ſoll die Rodung nur dort ver— 
weigert werden wo der Bewilligung öffentliche Rückſichten ent— 
gegenſtehen. Hieraus folgt, daß bei Fällen, wo der Beſitzer durch 
die Rodung offenbar gewinnt, der mögliche Nachtheil aber ein ge— 
ringer iſt, die Erlaubniß nicht verſagt werden ſoll. Eine nähere 
Detaillirung der im Forſtgeſetze ausgeſprochenen allgemeinen Grund— 
ſäge aber, ſowie überhaupt Beſtimmungen über die Handhabung der im 
Geſetze ausgeſprochenen allgemeinen Normen über die Rodung dürften 
beſſer dem Verordnungswege (Durchführungsverordnung zum Forſt⸗ 
geſetze) als dem Geſetzgebungswege überlaſſen werden, weil es ſich 
hier um einen Gegenſtand handelt, welcher mit Rückſicht auf Orts⸗ 
und Zeitverhältniſſe einem öfteren Wechſel unterliegt, dem der Ver— 
orduungsweg leichter ſich anpaſſen kann, als das bleibende Geſetz. Je 
mehr in einem Lande die forſtlichen Durchforſchungen fortſchreiten, 
je ausgedehnter und ſicherer die Maßregel der Schutz- und Bannwal⸗ 
dungen durchgeführt wird, je mehr die Auffichtsorgane denſelben 
ihre Obſorge zuwenden, je mehr überhaupt in einer Gegend die Auf. 
forſtungen zunehmen, um ſo unbedenklicher kann die Regierung im 
Verordnungswege Erleichterungen in der Handhabung des Rodungs⸗ 
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verbotes eintreten laſſen, wenn dasſelbe in jener Faſſung wie dermal 
(§ 2 des Forſtgeſetzes) aufrecht bleibt, weil ja unter obigen Voraus⸗ 
ſezungen Specialunterſuchungen. wie fe derzeit noch von Fall 
zu Fall angeſtellt werden müſſen durch die von den dazu beſtell⸗ 
ten Forſttechnikern vorgenommenen allgemeinen Wälderbeſchreibungen 
erſetzt werden. 

Da die Regierung durch die Verordnung vom 3. Juli 1873 
den angedeuteten Weg bereits betreten hat, und da jene Verordnung 
derzeit Schon einen integrirenden Beſtandtheil der forſtlichen Geſetz— 
gebung bildet, fo liegt es in der vom Ackerbauminiſterium im Rund⸗ 
ſchreiben geſtellten Aufgabe, auch dieſe Verordnung einer eingehenden 
Erörterung zu unterziehen. Dieſe Erörterung wird unten folgen. 

Die Beſtimmungen des § 2 des F. G. haben ſich im Allge— 
meinen, eine richtige Anwendung vorausgeſetzt, als zweck— 
mäßig erwieſen. Ob die Beſtimmung beizubehalten ſei, daß bei Reichs— 
forſten (§ 1 a) ſich (nach dem übrigens nicht ganz klaren Wortlaute) 
die oberſte Verwaltungsbehörde felbſt die Bewilligung ertheilt, bleibt 
fraglich; rückſichtlich der Gemeindewälder hat, inſoweit es ſich um 
die Bewilligung von Standpunkte der Verwaltung des Gemeinde 
vermögens handelt, nicht das Forſtgeſetz, ſondern das Gemeindegeſetz 
(Geſetz über Bezirksvertretungen u. dgl.) eine allfällige Vorſorge zu 
treffen. 

Privatrechtliche Einwendungen ſind nur inſoweit vor den Ci— 
vilrichter zu verweiſen, als hierüber nach dem Forſtgeſetze oder anderen 
beſtehenden Geſetzen nicht die Verwaltungsbehörde zu entſcheiden hat, 
z. B. über die Einwendungen der Anrainer wegen Windbeſchädi⸗ 
gungen, der Servitutsberechtigten wegen Beeinträchtigung an ſich 
unbeſtrittener Einforſtungen, der Eigenthümer oder Verwalter von 
Straßen, Wegen u. ſ. w. wegen Beſchädigung dieſer Objecte durch 
Rodungen n. dgl. 

Wird die Einwendung vor den Civilrichter gewieſen, To hat 
dies zu geſchehen mit der Entſcheidung, daß aus öffentlichen Rück—⸗ 
ſichten gegen die Rodung kein Anſtand beſtehe — und es iſt in der 
Regel dem Zivilrichter zu überlaſſen, ob bis zur definitiven Entſchei— 
dung ein proviſoriſches Verbot u. dgl. erlaſſen werden ſoll. 

Die von einem Mitgliede des Directoriums vertheidigte Anſicht, 
daß auch der betheiligte Jagdberechtigte mit ſeinen Einwendungen 
gegen die Rodung zu hören ſei, wurde von der Majorttät nicht ge- 
theilt, weil, abgeſehen davon, daß dieſer Jagdberechtigte zumeiſt nur 
der Pächter der Gemeindejagd iſt, eine ſolche Berufung der Jagdbe— 
rechtigten jede Rodungsverhandlung complicirt und theuer machen 
würde, aus Anlaß eines gewiß nur ſehr unbedeutenden möglichen 
Jagdentganges. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Competenz der politiſchen Behörde (nicht des Civilrichters) hin⸗ 
ſichtlich der Eutſcheidung über die Richtigkeit und Zifferhöhe von 
Mauthgebührenrückſtänden. 


Die Grundbeſitzer Joſef F., Ignaz B., Joſef und Alois H. 
und Joſef K. verweigerten die Berichtigung der Mauthgebühren für 
die Zeit vom 1. April bis Ende December 1871 an der Bezirks— 
Straßenmauth im Markte E. aus dem Grunde, weil dieſe Mauth 
angeblich gegen die geſetzlichen Beſtimmungen aufgeſtellt worden ſei, 
was am beſten daraus erhelle, daß der Mautheinhebungspunkt auch 
factiſch über Beſchwerde der Mauthpflichtigen an eine andere Stelle über— 
tragen worden ſei. 

Mit der vom Miniſterium des Innern unterm 25. Februar 
1874, Z. 1279 beſtätigten Statthalterei-Entſcheidung vom 14. April 
1873, 3. 16.589 wurden die Genannten zur Zahlung der Mauth 
an dem erwähnten Mautheinhebungspunkte für die Zeit vom 1. April 
bis Ende December 1871] für verpflichtet erkannt. Ueber die Höhe 
der hinter den einzelnen Reſtanten aushaftenden Mauthgebühren wurde 
jedoch nicht entſchieden, weil dazumal keine präciſen Anhaltspunkte 
vorlagen, die eine Entſcheidung darüber ermöglicht hätten, welche 
Parteien für die fragliche Zeitperiode mit ihrer Mauthpflicht im 
Rückſtande geblieben find, wie viele Fuhren oder mauthpflichtige 
Objecte derſelben während der obigen Zeit den Mauthpunkt palfirten, 


und welche Mauthgebühr die betreffenden mauthpflichtigen Parteien 
nach Maßgabe der ihnen im Grunde des § 10 des Mauthgeſetzes 
vom 2. April 1867 für das Königreich Böhmen, ſowie der übrigen 
Mauthdireetiven allenfalls zuſtehenden örtlichen Mauthbegünſtigungen 
für jeden einzelnen Fall und im Ganzen zu entrichten gehalten waren. 
Dieſe Behelfe zu beichaffen ſei Sache des Mauthpächters, der dies. 
falls ſeine genauen Aufſchreibungen geführt haben müſſe. Der Bezirks⸗ 
hauptmann wurde angewieſen, auf Grund der vom Maurhpächter 
gelieferten Nachweiſe, nach Maßgabe der ſich allenfalls als nothwendig 
herausſtellenden Einvernehmung der als Mauthrückſtändler angezeigten 
Parteien über die Verpflichtung derſelben zur Entrichtung der hinter 
ihnen ausſtändigen Mauthgebühren gemäß § 17 des Mauthgeſetzes in 
erſter Inſtanz zu entſcheiden. 

Der Mauthpächter hat hierauf ſeine Rechnungen der Bezirks— 
hauptmannſchaft vorgelegt, nach welchen Joſef F. 80 fl. 7 kr., Ignaz 
B. 10 fl. 29 kr., Joſef und Alois H. 10 fl. 35 kr. und Joſef K. 
3 fl. 4 kr. an Mauthgebühren ſchulden. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat dieſe Rechnungen dem Bürger⸗ 
meiſteramte in E. mit dem Auftrage zugeſtellt, die ausgewieſenen 
Beträge von den einzelnen Reſtanten einzuheben und für den Fall, 
daß die Reſtanten gegen die Richtigkeit der behaupteten Rückſtände 
Einwendungen erheben ſollten, welche jedoch zur Vermeidung nach— 
theiliger Folgen ſtreng begründet ſein müßten, zwiſchen den ſtreitenden 
Parteien eingehend zu verhandeln, einen glücklichen Ausgleich anzu— 
ſtreben und das diesfalls aufgenommene Protokoll unter Beiſchluß der 
Rechnungen wieder vorzulegen. 

Das Bürgermeiſteramt in E. hat dieſe Verhandlung gepflogen. 
Die Mauthreſtanten boten hiebei dem Pächter die Hälfte der hinter 
ihnen ausgewieſenen Reſte an. Als aber der Pächter G. auf dieſes 
Anerbieten nicht einging und auf der Bezahlung der ganzen Mauth- 
gebühren beharrte, wendeten die Reſtanten ein, ſie hätten bloß die 
Mauthgebühr in der Hälfte des von G. liquidirten Betrages zu 
bezahlen, einmal, weil im Orte ſchon eine ärariſche Mauth beſtehe, 
dann auch, weil ihre Fuhren beim Rückfahren nicht mehr die Bezirks⸗ 
ſtraße, ſondern einen anderen viel kürzeren öffentlichen Weg benützten, 
während G. für alle ihre Fuhren die Manthgebühr ungeſetzlicher 
Weiſe für die Hin- und Rückfahrt berechnet hätte. 

Die Bezirkshauptmannſchaft erkannte hierauf: „Nachdem die 
von den Mauthgebührenreſtanten vorgebrachten Einwendungen in Ab⸗ 
ſicht auf die Auslegung der SS 9 und 10 des Mauthgeſetzes vom 
2. April 1867 bereits durch die Statthalterei-Eutſcheidung vom 
14. April 1873 und die Miniſterial-Entſcheidung vom 25. Februar 
1874, 3. 1279 behoben erſcheinen, die Entrichtung der einfachen 
oder doppelten Mauthgebühr nach den Rückſtandsausweiſen des Mauth⸗ 
pächters bereits berückſichtigt wurde, überdies die Reſtanten gegen die 
Ziffer der ausgewieſenen Mauthrückſtände keinen Anſtand erheben 
und im gütlichen Uebereinkommen die Hälfte derſelben zahlen wollen, 
wozu ſich der Mauthpächter nicht herbeiläßt, ſo ſind die Mauthge⸗ 
bühren⸗Reſtanten verpflichtet, die rückſtändigen Mauthgebühren im 
vollen liquibirten Betrage zu berichtigen“. 

Gegen dieſen Beſcheid haben die genannten Reſtanten den 
Statthaltereirecurs überreicht, worin fie angeben, daß die Folgerung. 
daß fie gegen die Ziffer der ausgewieſenen Mauthrückſtände keinen 
Anſtand erhoben hätten, entſchieden unrichtig ſei, vielmehr proteſtiren 
ſie auch gegen die angeſetzten Beträge; eben ſo unrichtig ſei es, daß 
die Entrichtung der einfachen und doppelten Mauthgebuͤhren bereits 
berückſichtigt worden ſei. Der Umſtand, daß fie die Hälfte der vom 
Mauthpächter liquidirten Beträge gutwillig bezahlen wollten, könne 
nur dahin ausgelegt werden, daß ſie dieſen Streit beendigen und 
gütlich beilegen wollten, keineswegs aber dürfte dieſem Umſtande die 
Deutung gegeben werden, daß ſie die Rechnungen des Mauthpächters 
als richtig anerkennen. Die Recurrenten führten an, ſie ſeien willig, 
die Mauthgebühr zu entrichten, nur möge der Mauthpächter ange⸗ 
wieſen werden, die Richtigkeit der Ziffer feiner Forderung im Rech ts— 
wege geltend zu machen. 

Die Statthalteret hat dieſem Recurſe, inſoweit die bezirkshaupt⸗ 
mannſchaftliche Entſcheidung die Verpflichtung der Recurrenten 
zur Entrichtung der an den Bezirksmauthpächter G. rückſtändigen 
Mauthgebühren ausſpricht, keine Folge gegeben und in dieſer Hin⸗ 
ſicht das angefochtene Erkenntniß beſtätigt; inſoweit jedoch die an⸗ 
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gefochtene Entſcheidung die Höhe der von den Necurrenten zu 
zahlenden rückſtändigen Mauthgebühren firirt. fo müffe, da die Li⸗ 
quidität derſelben beſtritten wird, dem geweſenen Mauthpächter Michael 
G. anheim gegeben werden, vorerſt die Richtigkeit der aufgerechneten 
Mauthgebühren im civilgerichtlichen Wege gegenüber den genannten 
Reſtanten zu erweiſen. 

Gegen die vorſtehende Statthalterei-Entſcheidung, hat Michael 
G. die Miniſterialberufung eingebracht, worin er anführt, die Ge⸗ 
buührenreſtanten hätten bei der Vergleichsverhandlung keineswegs gegen 
die von ihm gelegten Rechnungen, reſp. gegen die Ziffer derſelben, 
ſondern bloß ſolche Einwendungen vorgebracht, welche die Verpflichtung 
derſelben zur Bezahlung der rückſtändigen Mauthgebühren überhaupt 
betreffen. Haben ſie aber einmal bei der Verhandlung auf die Ziffer 
ſubmittirt, ſo ſei es unbillig und zwecklos, den Streitgegenſtand 
abermals vor den Civilrichter zu verweiſen. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 29. Auguſt 1875, 
3. 6513 die angefochtene Statthalterei-Entſcheidung, inſoweit mit 
derſelben Michael G. zum Nachweiſe der Richtigkeit der von ihm 
hinter mehreren Grundbeſitzern von Markt und Dorf E. ausgewieſenen 
Mauthgebührenrückſtände auf den Civilrechtsweg verwieſen worden 
iſt, behoben und der Statthalteret aufgetragen, auch über die Ziffer 
der von den Mauthgebührenreſtanten an den Mauthpächter Michael 
G. zu zahlenden Mauthgebühren in zweiter Inſtanz zu entſcheiden, 
„weil in dem vorliegenden Falle kein Grund vorhanden ſei, den 
Act vor den Civilrichter zu verweiſen, da es ſich lediglich darum 
handle, zu erheben und zu entſcheiden, ob und in wie weit die Vor— 
ausſetzung für die von dem Mauthpächter geforderte Mauthzahlung 
vorhanden ſei, wozu die politiſche Behörde competent ſei“. BL, 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten te: dalmat. Finanz⸗Landes⸗ 
direction Bartholomäus Bernard i tarfrei den Titel und Charakter eines Rech⸗ 
nungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den derzeitigen Gerenten des k. und k. Honorar— 
Viceconſulates in Ponta Delgada auf St. Miguel (Azoren) Joao Bernardes 
de Abren e Lima zum unbefoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt, 

Seine Majeſtät haben dem Director der Wiener Privattelegrafen⸗Geſellſchaft 
Franz Pen ſch tarfrei den Titel eines kaiſerl. Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter in Olmütz Joſeph v. E 
Rttterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Landeshauptmanne in Czernowitz Anton Ritter 
Kochanowski v. Stawezan das Comthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens 
dem Bürgermeiſter in Czernowitz Dr. Otto Ambros v. Rechten berg, dem ar. 
orient. Divceſan⸗Adminiſtrator Theoktiſt Blazewie z und dem k. k. Statthalterei⸗ 
rathe a. D. und Lancesausſchuß⸗Mitgliede Jorann Wo ynarowiez den Orden der 
eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei, dem Vicebürgermeiſter in Czernowitz Med. 
Dr. Heinrich Atlaß und dem Gemeindevorſteher in Kohozna Stefan Ritter von 
Mikult das Ritterkreuz des Franz-⸗Joſeph- Ordens; dann dem Gemeindeausſchuß⸗ 
Mitgliede in Storozynetz Salomon Anhauch und dem Gemeindevorſteber in 
Toutry Jakiv Skwarezuk das goldene Verdienſtkreuz, dann dem Gemeindevor— 
ſteher in Kuczurmare Nikolaus Cilecki dem Gemeindevorſteher in Broſchkoutz 
Grigori Dolinskt, dem Gemeindevorſteher in Storonetz⸗Putilla Oneſym Gorban 
dem Gemeindevorſteher in Ober-Wikow Deme er Mleſchnitza, dem Gemein. 
devorſteher in St. Onufri Johann Nargang das ſilberne Verdienſtkreuz mit der 
Krone; endlich dem Gemeindevorſteher in Waleſaka, Alexander Al de, dem Ge⸗ 
meindevorſteher in Bukſchoja, Ferdinand Födra, dem Geme ndevorſteher in Ka⸗ 
menka, Waſil Kuzek, dem Gemeindevorſſeher in Fundul⸗Moldovi, Iwoniga 
Merkiſch, dem Gemeindevorſteher in Kuleutz, Johann Sobol, dem Gemeinde— 
vorſteher in Woloka am Czeremosz, Waſil Straticzuk, und dem Gemeinde 
vorſteher in Billa, Stephan Ungurian das ſilberne Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Hauptprobirer Karl Ball ing in Pribram zum 
Profeſſor der Hütten und Probirkunde an der dortigen k. k. Bergakademie ernannt. 

Seine Majeftät haben den Titular⸗Bergrath und Oberhüttenverwalter Adolf 
Exeli in Idria zum Berarath extra statum ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Banadjuncten 
Ingenieur für dem Staatsbaudienſt in Schleſien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Zolloberamts⸗Officialen Eduard Kunde 
Wien zum Oberamtsverwalter für das Hauptzollamt zu Brünn ernannt. 
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Erledigungen. 

Forſtadjunctenſtelle für Tirol und Vorarlberg in der zehnten Rangsclaffe, 
bis 15. October. (Amtsbl. Nr. 224.) 

Controlorsſtelle beim Prager k. k. Lottoamte, Lottoamts-Archivarsſtelle in 
Graz, beide in der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Oberamts⸗Officialsſtelle in 
der neunten Rangselaſſe, dann einige Officials- und Aſſiſtentenſtellen in der zehnten, 
beziehungsweise eilften Rangsclaſſe, bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 224.) 

Oberförſtersſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Gmunden in 
der neunten Rangsclafſe, eventuell eine Förſtersſtelle in der zehnten und eine Forſt⸗ 
aſſiſtenkenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 25. October. (Amtsbl. Nr. 226.) 


Für den Druck verantwortlich C Piſtori. 


